








































gekehrt ist es dringend erforderlich, die Kapazitäten für die Lehr­
amtsstudiengänge zu vermindern . 

- Wir werden die Zusammenarbeit von Hochschulen, Fachhoch­
schulen und Wirtschaft in der Forschung weiter fördern, um der 
Wirtschaft unseres Landes, insbesondere aber den mittelständi­
schen Betrieben, Erkenntnisse des wissenschaftlichen Fortschrit­
tes zugänglich zu machen. 

- Wir werden uns darum bemühen, die Überbelastung der Universi­
tät Mainz, unter anderem durch Schaffung neuer Stellen, abzu­
bauen. 

- Wir werden den Ausbau der Universitäten Trier und Kaiserslautern 
schnellstmöglich fortsetzen, weil dort chancenreiche Ausbildungs­
gänge angeboten werden. 

- Wir werden die Erziehungswissenschaftliche Hochschule bei der 
weiteren Entwicklung nicht lehramtsbezogener Studiengänge un­
terstützen. 

- Wir werden den Ausbau der Fachhochschule fortsetzen, die durch 
ihr praxisbezogenes Studium begehrte Berufsqualifikationen ver­
mittelt. 

- Wir werden den Bau studentischen Wohnraumes, sowohl durch 
öffentlich geförderten Wohnheimbau als auch durch private Inve­
stitionen, fortsetzen. 

- Wir werden die Studienreform durch eine sinnvolle Konzentration 
der Studieninhalte fortführen, um die wissenschaftliche Grundbil­
dung zu verstärken, die Verschulung abzubauen und die Intensität 
des Studiums zu verbessern. 

- Wir werden auch in finanziell schwierigen Zeiten die Förderung 
des qualifizierten wissenschaftlichen Nachwuchses fortführen. 
Insbesondere werden wir uns bemühen, die Graduiertenförde­
rung im früheren Umfang wieder herzustellen. 

Die CDU Rheinland-Pfalz begrüßt die von der Bundesregierung be­
absichtigte Neufassung des Bundesausbildungsförderungsgeset­
zes. Ziel der Neufassung ist es, denen zu helfen, die auf Hilfe wirklich 
angewiesen sind. Daher tritt die CDU Rheinland-Pfalz dafür ein, daß 
im Schülerbereich Ausbildungsförderung für wirklich Bedürftige ge­
währleistet bleibt. Kein Abiturient braucht aufgrund finanzieller Pro­
bleme, insbesondere aus Angst vor späteren überhöhten Schulden, 
auf sein Studium zu verzichten. Bei der späteren Rückzahlung des 
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Studiendarlehens wird auf die Einkommenssituation des jungen 
Akademikers Rücksicht genommen. 

3. Weiterbildung 
für jeden Bürger 

bedarfsgerechtes Angebot 

Charakteristisch für die Weiterbildung in Rheinland-Pfalz ist die Viel­
falt der öffentlichen und freien Träger. Sie sichert ein differenziertes 
Angebot, das auch unterschiedlichen Überzeugungen und Wertun­
gen Raum gibt. Unsere freiheitliche Kulturpolitik kennt keine Ver­
pflichtung des Bürgers auf ein „Einheitsangebot". Deshalb werden 
die Träger der Weiterbildung in Rheinland-Pfalz nur dann durch den 
Staat anerkannt und gefördert, wenn sie ein breites Bildungsangebot 
machen, das jedem interessierten Bürger offensteht. 
Was den Bildungsurlaub angeht, so werden wir nach eigenen Lösun­
gen für Rheinland-Pfalz suchen, auch wenn die wirtschaftliche Lage 
gegenwärtig für die Einführung des Bildungsurlaubs keine Möglich­
keit läßt. Unabhängig davon setzt sich die CDU im Interesse der 
Rechtseinheit und zur Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen 
auch weiterhin für eine bundeseinheitliche Regelung ein. 

4. Der Jugend Zukunft geben 
Jungen Menschen, ihrer Aus- und Weiterbildung und der Welt, in die 
sie hineinwachsen, muß unsere besondere Aufmerksamkeit gelten. 
Unsicherheit über die Auswirkungen des technischen und sozialen 
Fortschritts und die Angst vor der Gefährdung des inneren und äuße­
ren Friedens und der Umwelt bewegen viele Jugendliche. Dem müs­
sen wir mit einer von Grundwerten bestimmten Politik begegnen, die 
in ihren Entscheidungen diese Grundwerte auch erkennen läßt. Die 
politischen Antworten auf drängende Probleme in einer schwierigen 
wirtschaftlichen und sozialen Situation müssen überzeugen und den 
jungen Menschen mehr als lediglich die Befriedigung ihrer materiel­
len Bedürfnisse eröffnen. Dann wird es gelingen, das Vertrauen der 
Jugend in unsere politische, Sozial- und Wirtschaftsordnung zu ver­
stärken oder zu erneuern. Denn die Mehrheit der Jugendlichen fühlt 
sich in unserer Gesellschaft zwar wohl , doch gibt es eine wachsende 
Anzahl junger Leute, die die Zukunftsperspektiven sehr pessimi­
stisch einschätzen. 

Die CDU Rheinland-Pfalz wird den begonnenen Dialog mit dieser kri­
tischen Jugend verstärkt fortführen und sich dafür einsetzen, daß jun­
ge Menschen an unserer Gesellschaft beteiligt sind: durch Beruf, so­
ziale Mitwirkung und politische Beteiligung. Dies ist der beste Weg, 
dem Aussteigertum entgegenzutreten. 
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Die Verantwortlichen in der Gesellschaft, in den Gemeinden, in der 
Regierung müssen entscheiden, handeln und führen . Aber sie müs­
sen auch zuhören können. Das müssen alle Verantwortlichen, vor al­
lem der jungen Generation gegenüber, unter Beweis stellen , vor al­
lem die Regierenden. 

Wir wollen allen Jugendlichen eine Ausbildung ermöglichen und be­
rufliche Chancen eröffnen. Wir fordern die Wirtschaft, die Gewerk­
schaften und die Verbände auf, dabei mit aller Kraft mitzuarbeiten. 
Ausländische Jugendliche haben genauso Anspruch auf eine gute 
Ausbildung wie unsere eigenen Kinder. Gerade auch am Ausbil­
dungs- und Arbeitsplatz bietet sich die Möglichkeit, durch Zusam­
menarbeit und Gespräch ausländische Jugendliche wirklich in unser 
Leben einzubeziehen. 

Jugendarbeit ist in erster Linie ein Feld sozialen Lernens und Han­
delns, das durch das Für- und Miteinander von Jugendlichen und Er­
wachsenen geprägt ist. Wir unterstützen deshalb besonders die For­
men der Jugendarbeit, in der Junge und Erwachsene miteinander 
engagiert tätig sind. Jugendarbeit kann nur durch den persönlichen 
Beitrag und den Einsatz einer Vielzahl von ehrenamtlichen Mitarbei­
tern geleistet werden, die hierfür einen nicht unbeträchtlichen Teil ih­
rer persönlichen Freizeit aufbringen und opfern. Das ehrenamtliche 
Engagement muß weiter im Mittelpunkt der Jugendarbeit stehen. 

Dies gilt in besonderem Maße für die Tätigkeiten in Sport- und kultu­
rellen Vereinen . Sie haben seit Jahrzehnten einen entscheidenden 
Beitrag zu einer vorbildlichen Jugendarbeit geleistet und das Mitein­
ander der Generationen gefördert. 

Wir treten insbesondere dafür ein , daß Jugendliche in ländlichen Ge­
meinden vergleichbare Möglichkeiten einer sinnvollen Freizeitgestal­
tung haben wie in den größeren Städten. 

Im Sinne einer „dezentralen Jugendarbeit" sollten in ländlichen Ge­
meinden Jugendgruppenräume bestehen, die von Jugendlichen 
selbst mitgeplant und mitgestaltet werden können. 

Jugendliche wollen selbst Initiativen ergreifen, Risiken eingehen, Er­
fahrungen sammeln und Freiräume nutzen. Die Welt zeigt sich vielen 
Jugendlichen als zementiert, als fertig und nicht mehr veränderbar. 

In dieser Situation kommt es darauf an, das Anliegen vieler junger 
Menschen, sich Freiräume zu erkämpfen, politisch sinnvoll zu unter­
stützen. 
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D. Die soziale Verpflichtung des Staates in 
ihrem Verhältnis zur Selbstverantwortung 
des einzelnen und zum mitmenschlichen 
Engagement neu bestimmen 
Sozialpolitik hat für die Union das Ziel , die Fähigkeit des einzelnen 
zur individuellen Lebensgestaltung, zur Teilnahme an der Gemein­
schaft, zu freier Selbstbestimmung und Eigenverantwortlichkeit zu 
stärken. 

Aufgabe der Sozialpolitik ist es nicht, möglichst viele Bürger zu An­
spruchsberechtigten zu machen. Es kommt in der Sozialpolitik viel­
mehr darauf an, wirkliche soziale Problemlagen treffsicher zu verän­
dern und zuverlässig zu helfen. Wir lehnen die Allzuständigkeit des 
Staates ab, die den Bürger entmündigt, der Nachbarschafts- und 
Freundeshilfe den Boden entzieht und damit ein wichtiges Element 
des Lebens in einer freien Gesellschaft zerstört. 

1. Die Familie stärken 
Die Überbetonung des einzelnen und seiner Interessen und die Ge­
ringschätzung der Familie belasten unsere Gesellschaft. Die CDU 
Rheinland-Pfalz wird alles tun, die besondere Stellung der Familie zu 
erhalten. 

Die Kindergärten sind in Rheinland-Pfalz ortsnah und mit einem be­
achtlichen pädagogischen Niveau ausgebaut worden. Der Versor­
gunggrad ist beispielhaft: Nahezu jedes Kind kann ohne lange War­
tezeiten in den Kindergarten aufgenommen werden. Diesen hohen 
Standard gilt es zu sichern und vor allem in Neubaugebieten mit 
wachsender Kinderzahl gezielt auszubauen. 

Die Fachkräfte der Kindergärten müssen in ihrer Aus- und Fortbil­
dung auf eine fruchtbare Zusammenarbeit mit den Eltern vorbereitet 
werden. Die Einrichtungen und ihre Träger im Sozial-, Erziehungs­
und Bildungsbereich können nur Partner der Eltern sein und müssen 
diese in ihre Arbeit verantwortlich und gestaltend einbeziehen. 

Das große Angebot an Einrichtungen und Veranstaltungen zur Fami­
lienbildung und -Weiterbildung und die Beratungsdienste freier Trä­
ger sind Hilfen vor allem für jüngere Eltern und Pflegeeltern. Diese 
Angebote müssen jedoch inhaltlich, methodisch und zeitlich auf die 
Bedürfnisse der Familien zugeschnitten werden. Alleinerziehende 
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Mütter und Väter müssen bei der Erziehung ihrer Kinder unterstützt 
werden. 
Finanzielle Hilfen für die Familien 

Der Familienlastenausgleich ist eine Ausgleichs-, keine Soziallei­
stung. Die CDU Rheinland-Pfalz tritt dafür ein, daß die finanziellen 
Aufwendungen für Kinder wieder steuerlich berücksichtigt werden. 
Durch ein „Familiensplitting" anstelle des heutigen „Ehegattensplit­
ting" sollen in Zukunft bei der Steuerbemessung auch die Kinder be­
rücksichtigt werden. Dies kann ohne finanzielle Mehrkosten erreicht 
werden . 

Die Stiftung des Landes „Familie in Not" soll finanziell ausreichend 
ausgestattet und durch Hilfsmöglichkeiten Privater ergänzt werden. 

Familiengerechte Lebensumwelt 

Die Arbeitswelt nimmt bisher nur wenig Rücksicht auf die Bedürfnis­
se der Familie. Zumindest durch flexible Arbeitszeitregelungen und 
eine Erweiterung der verschiedenen Formen von Teilzeitarbeit ist ei­
ne bessere Abstimmung zwischen Familie und Arbeitswelt möglich. 

Die Stadtplanung muß bei der Gestaltung der unmittelbaren Lebens­
umwelt die Bedürfnisse der Familien konsequent berücksichtigen. 
Das beginnt bei den Wohnungen und ihrem Umfeld und geht bis zur 
Erreichbarkeit von Einkaufs- und Arbeitsplätzen. 

Die öffentlichen Mittel für den Wohnungsbau müssen weiterhin vor­
rangig dafür eingesetzt werden, großen Familien Wohnungen zu 
tragbaren Preisen zur Verfügung zu stellen. 

2. Ältere Menschen wollen unabhängig sein 
Politik soll nicht nur für ältere Menschen, sondern auch mit älteren 
Bürgern gemacht werden. Die älteren Menschen wollen möglichst 
lange selbständig und eigenverantwortlich bleiben und in der Nähe 
und in Kontakt mit anderen Generationen, mit ihren Angehörigen, 
Freunden und Bekannten leben. Die Klischeevorstellung vom hilfe­
bedürftigen und gebrechlichen alten Menschen trifft heute für die 
Mehrzahl der Älteren nicht zu. Die CDU orientiert ihre Altenpolitik an 
vier Grundsätzen: 

- Vorrang der Selbsthilfe 

- Vorrang der Familie 

- Vorrang der offenen Hilfen 

- Vorrang freier Initiativen und freier Träger 
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Eine solche Politik entspricht den Wünschen und Bedürfnissen der 
alten Menschen. Der weitere Ausbau der ambulanten sozialen Dien­
ste muß daher weiter gefördert werden. 

Für diejenigen, die in der Familie und durch ambulante Hilfen nicht 
mehr ausreichend versorgt werden können, muß das Angebot an 
stationären Einrichtungen der Altenhilfe weiter ergänzt werden. Rü­
stige ältere Heimbewohner sollten in den Heimen nicht zur Untätig­
keit verdammt sein. Ihnen sollte die Möglichkeit eingeräumt werden, 
Dienste und Verrichtungen im Haus zu übernehmen. Durch die Fort­
schritte der Medizin steigt die Lebenserwartung und damit auch die 
Zahl der hochbetagten Menschen. Dem Ausbau von Pflegeeinrich­
tungen kommt daher für die Zukunft besondere Bedeutung zu . 

3. Mehr Wahlfreiheit für die Frauen 
Der hohe Stellenwert, den die Familie für die politischen Entschei­
dungen der CDU besitzt, verlangt die gesellschaftliche Anerkennung 
der Leistungen, die eine Hausfrau und Mutter bei der Erziehung ihrer 
Kinder erbringt, einer Leistung, die wesentlich über die gesellschaftli­
che Entwicklung und über die Zukunft unseres Volkes entscheidet. 

Aufgabe der Familienpolitik muß es sein, Bedingungen zu schaffen, 
die den Wunsch, Kinder zu haben, erleichtern . Die CDU tritt dafür ein, 
die Tätigkeit einer Hausfrau und Mutter als gleichwertige berufliche 
Leistung anzuerkennen und bei der sozialen Sicherung der Hausfrau 
zu berücksichtigen. 

Auch die Vorschläge der CDU zur stufenweisen Verwirklichung ei­
nes Erziehungsgeldes behalten ihre Gültigkeit. Ihre Verwirklichung 
wird in Angriff genommen, sobald die finanzielle Situation der öffentli­
chen Haushalte dies ermöglicht. 

Die CDU bekennt sich zum Leitbild der Partnerschaft in der Ehe. 
Partnerschaft heißt, daß Mann und Frau ihre Aufgaben und ihre per­
sönliche Entfaltung im Beruf oder in der Familie oder in der Verbin­
dung von Beruf und Familie finden können. 

Gleiche Startchancen für Frauen im Arbeitsleben setzen eine gleich­
wertige schulische und berufliche Qualifikation voraus. Im letzten 
Jahrzehnt ist das Ausbildungsniveau der Mädchen dem der Jungen 
weitgehend angeglichen worden. 

Die CDU tritt für die Wahlfreiheit der Frauen ein, ihre Aufgabe wie ihre 
persönliche Entfaltung selbst bestimmen zu können. Jede starre Ral-
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lenzuweisung ist eine Einschränkung dieser Freiheit. Das gilt unab­
hängig davon, ob ihnen einseitig die Rolle der Hausfrau oder der er­
werbstätigen Frau zugewiesen wird. 

Die CDU begrüßt daher, daß die Landesregierung die Wahlfreiheit 
zum obersten Leitgedanken in diesem Bereich erklärt hat. Die Ent­
scheidung für die Familie oder für den Beruf oder für eine Verbindung 
von beiden muß von den Frauen selbst getroffen werden, in Partner­
schaft und Verantwortung. Ziel der Politik muß es sein, Hindernisse 
für eine Verwirklichung der Wahlfreiheit auszuräumen. 

Die Chancen von Frauen, qualifizierte Arbeitsplätze zu erreichen und 
beruflich aufzusteigen, sind jedoch nach wie vor gering. Trotz des 
1980 in Kraft getretenen Gleichstellungsgesetzes ist die Teilung des 
Stellenmarktes nach Männern und Frauen noch nicht überwunden. 
Eine systematische Beobachtung dieses Marktes und mehr Aufklä­
rung und Beratung der Arbeitgeber ist notwendig. Arbeitsschutzbe­
stimmungen hindern Frauen daran, Tätigkeiten auszuüben, zu de­
nen sie ebenso geeignet sind wie Männer. Eine Überprüfung und Än­
derung mit dem Ziel, überholte Zugangsbeschränkungen abzubau­
en, ist erforderlich. Der öffentliche Dienst wird auch in Zukunft bei­
spielhaft für andere Arbeitsbereiche den Frauenanteil in seinen ge­
hobenen Stellen verstärken. Die Leitlinien zur beruflichen Förderung 
von Frauen im Bereich der Landesregierung sind die Grundlage da­
für. 

Eine bessere Vereinbarkeit von Familienaufgaben und Erwerbstätig­
keit erfordert eine flexiblere Gestaltung der Arbeitzeit. Die Bedingun­
gen für einen erfolgreichen Wiederbeginn nach längerer Erwerbs­
pause der Frauen müssen untersucht und daraus Maßnahmen ent­
wickelt werden, die die Wiedereingliederung fördern. Eine bessere 
Durchlässigkeit zwischen Familien- und Arbeitwelt soll verhindern, 
daß Frauen und Männer sich bereits in jungen Jahren endgültig zwi­
schen Familie und Arbeitstätigkeit entscheiden müssen. Die schwie­
rige Lage am Arbeitsmarkt darf nicht dazu führen, daß Frauen aus 
Beruf und Arbeitswelt verdrängt werden. 

Träger und Erzieher der Kindergärten sind aufgefordert, ihre Mög­
lichkeiten zu nutzen, auch den Kindern berufstätiger Eltern die nötige 
Betreuung zu sichern . 

Tagespflegestellen als Alternative zur Betreuung der Kinder in Krip­
pen sind zu begrüßen. 
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4. Hilfen für Behinderte weiterentwickeln 
Unter großen Anstrengungen sind in Rheinland-Pfalz abgestimmte 
und vielseitige Hilfen und Einrichtungen zur Förderung, Betreuung 
und Pflege von Behinderten entstanden. Nach der Phase des Auf­
baus kommt es nun darauf an, den in der Behindertenhilfe erreichten 
Stand zu sichern und das Hilfsangebot kontinuierlich und ausgewo­
gen weiterzuentwickeln . Ein Schwerpunkt bleibt dabei die Frühförde­
rung gesundheitsgefährdeter oder behinderter Kinder. 

Darüber hinaus sind alle Maßnahmen zu fördern, die eine selbständi­
ge Lebensführung für Behinderte ermöglichen. Es sollte alles getan 
werden, Behinderten, die auf die Hilfe anderer angewiesen sind, die 
Möglichkeit zu geben, in einer eigenen Wohnung zu leben. Die Un­
terbringung in Wohngemeinschaften oder Wohngruppen, in denen 
Behinderte und Nichtbehinderte leben und sich gegenseitig zur Hand 
gehen können, soll ebenso gefördert werden wie der Aufenthalt in ei­
nem Behindertenheim. Durch die Schaffung einer behindertenge­
rechten Umwelt und durch die Förderung von Freizeit und Sport für 
Behinderte soll deren Teilnahme am gesellschaftlichen Leben er­
leichtert werden. 

Die ständig steigende Arbeitslosigkeit fordert von uns ein noch stär­
keres Mühen um ihre berufliche Eingliederung. Die gesellschaftliche 
Eingliederung der Behinderten soll durch ambulante Dienste, durch 
die Schaffung einer behindertengerechten Umwelt und durch die 
Förderung von Freizeit und Sport erleichtert werden, unabhängig von 
der Notwendigkeit, Leistungen an Behinderte treffsicher zu machen 
und die Feststellung des Ausmaßes der Behinderung mehr an der 
konkreten beruflichen Beeinträchtigung zu orientieren. Es soll ange­
strebt werden, daß die Beschäftigung von Schwerbehinderten Vor­
rang erhält vor einer finanziellen Abgeltung der Beschäftigungsaufla­
ge. 

5. Kriegsopfer 
Die Kriegsopfer und ihre Hinterbliebenen haben auf Grund ihres 
Sonderopfers für die Allgemeinheit einen unabweisbaren Anspruch 
auf Entschädigung und auf Anpassung der Versorgungsrenten ent­
sprechend der allgemeinen Einkommensentwicklung. 

6. Flüchtlinge, Vertriebene, Aussiedler 
Wir unterstützen die Bemühungen der Vertriebenen und Flüchtlinge 
um die Pflege des deutschen Kulturgutes ihrer Heimat. Diese Aufga-
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be ist ein wichtiger Beitrag zur Überlieferung und Erhaltung deut­
scher Kultur in ihrer Gesamtheit. 

Die Eingliederung von Aussiedlern in alle Gebiete unseres wirt­
schaftlichen, sozialen und staatlichen Lebens bleibt Aufgabe des 
Staates, der gesellschaftlichen Gruppen und aller Mitbürger. 

7. Klare Linie in der Ausländerpolitik 
Das Zusammenleben zwischen Deutschen und Ausländern muß ein 
Beispiel dafür werden, wie auch schwierige Fragen einvernehmlich 
und auf friedlichem Wege gelöst werden können . Der soziale Friede 
darf nicht länger belastet werden. 

Bund, Länder und Gemeinden sind aufgerufen, der sozialen Isolation 
und Ghettobildung in den Städten entgegenzuwirken. Die Auslän­
derpolitik der Bundesrepublik braucht jetzt nach dem Neubeginn in 
Bonn eine klare und langfristig gültige Linie. 

Etwa die Hälfte aller Ausländer lebt zehn Jahre und länger bei uns, 
ein weiterer erheblicher Teil länger als fünf Jahre. Aus moralischen, 
rechtlichen und schließlich auch aus wirtschaftlichen Erwägungen 
kommt eine zwangsweise Rückführung der ausländischen Arbeit­
nehmer und ihrer Familien nicht in Betracht. Ziel der CDU ist es viel­
mehr, den Ausländern und ihren Familien eine Integration in das ge­
sellschaftliche Leben zu ermöglichen. Dazu gehört vorrangig die Be­
seitigung der Sprachbarrieren durch gezielte Sprachförderung für El­
tern und Kinder. Eine Verbesserung der Wohnsituation kann die inte­
grationshemmende Ghettobildung in unterprivilegierten Stadtteilen 
verhindern und ein Zusammenleben von Deutschen und Ausländern 
erleichtern. ' 

Es bedarf einer ständigen und gezielten Aufklärungsarbeit, auch 
durch die Parteien, um Vorurteile gegenüber Ausländern abzubauen 
oder besser noch gar nicht erst entstehen zu lassen. Es muß deutlich 
werden, daß Extremismus und die Neigung zur Gewalt unter Auslän­
dern keinesfalls typisch sind. Die Arbeitslosigkeit beruht nicht auf der 
Beschäftigung von Ausländern. Ausländische Arbeitskräfte sind ein 
notwendiger und unverzichtbarer Teil unseres Wirtschaftslebens. 

Trotz des Anwerbestops seit November 1973 ist die Gesamtzahl der 
Ausländer in der Bundesrepublik, insbesondere durch den Familien­
nachzug und den Zustrom von Wirtschaftsflüchtlingen, weiter stark 
angestiegen. 
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Deshalb ist erforderlich : 

- Der bestehende Anwerbestop für ausländische Arbeitnehmer 
muß beibehalten werden. 

- Die illegale Einreise und Beschäftigung sind zu unterbinden. 

- Der Familiennachzug muß unter Beachtung von Artikel 6 des 
Grundgesetzes in einer Weise geregelt werden, die die Integration 
der Kinder nicht zusätzlich erschwert. 

- Hinsichtlich der EG-Assoziierung der Türkei ist durch Neuver­
handlung eine für den deutschen Arbeitsmarkt angemessene Lö­
sung sicherzustellen. 

Darüber hinaus sind finanzielle Anreize zur Rückkehr zu überlegen 
und in Zusammenarbeit mit den Herkunftsländern Programme zu 
entwickeln , die in den Herkunftsländern Arbeitsplätze schaffen. 

Alle Möglichkeiten zur Bekämpfung der Aktivitäten extremistischer 
Ausländer und ihrer Vereinigungen müssen ausgenutzt werden . 

Um dem Mißbrauch des Asylrechts wirksam zu begegnen, sind wei­
tere Maßnahmen erforderlich, insbesondere sollen die Asylbewerber 
für die Dauer des Asylverfahrens grundsätzlich keine Arbeitserlaub­
nis erhalten. Für Asylbewerber aus osteuropäischen Ländern sind 
besondere Regelungen zu schaffen. Sozialhilfe ist in Form von Sach­
leistungen zu gewähren. 

8. Sozialstationen sind bürgernahe Hilfen 

Viele tausend kranke, pflegebedürftige und ältere Menschen konn­
ten sich in den letzten Jahren darauf verlassen , Hilfe und Unterstüt­
zung von einer Sozialstation erhalten zu können. Die Bündelung der 
ambulanten Dienste ermöglicht es der Sozialstation, dem hilfesu­
chenden Bürger umfassend zu helfen und dabei die soziale und ge­
sundheitliche Bedarfssituation der Familie insgesamt zu sehen. Die 
Sozialstation zeichnet sich durch ihre Ortsnähe, ihre Mitmenschlich­
keit und Bürgernähe aus. Sie leistet einen wertvollen Beitrag bei dem 
Bemühen zur Kosteneinsparung im Gesundheits- und Sozialwesen. 
Sie fördert die Nachbarschaftshilfe und das ehrenamtliche Engage­
ment. Mit 96 Sozialstationen - überwiegend in freier Trägerschaft -
verfügt Rheinland-Pfalz als erstes Bundesland über ein flächendek­
kendes Netz. Wir werden ihre Arbeit auch für die Zukunft sichern. 
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9. Vorbeugend für die Gesundheit wirken 
Vorsorge, Erziehung und Aufklärung werden als übergeordnetes 
Prinzip im Vordergrund unserer zukünftigen Gesundheitspolitik ste­
hen. Besonders bei den privaten Haushalten muß der gesundheits­
politische Stellenwert von Konsumgewohnheiten und Umwelteinflüs­
sen erkannt werden. 

Die Beseitigung von Krankheitsursachen aus Luftverschmutzung 
und zu hoher Schadstoffkonzentration ist ein vordringlicher Beitrag 
zur Gesunderhaltung. Rückstände in Lebensmitteln müssen noch 
weiter herabgesetzt werden. Wirksame Lebensmittelkontrolle muß 
vor Gesundheitsschäden schützen, ohne die Eigenverantwortlich­
keit von Herstellern und Vertreibern in Frage zu stellen. 

Wichtiger Teil der medizinischen Versorgung ist der in freier Praxis 
ambulant tätige Arzt, vor allem der Arzt für Allgemeinmedizin. In der 
ärztlichen Ausbildung muß der Praxisbezug verstärkt werden. 

Die Gesundheitsversorgung durch niedergelassene Ärzte wird er­
gänzt durch ein abgestuftes leistungsfähiges System von Kranken­
häusern. Für die Zukunft gilt es, das heute erreichte Niveau zu si­
chern und noch bestehende regionale und fachliche Lücken zu 
schließen. 

Modeme Krankenhäuser und moderne Medizin sind wichtige Vor­
aussetzungen für den Heilungsprozeß. Nicht minder wichtig sind 
aber die fachlichen Fähigkeiten und die Einstellung der Menschen, 
die sie betreuen. Der Humanität im Krankenhaus werden wir auch 
künftig hohe Bedeutung beimessen. 

Die Weiterentwicklung des öffentlichen Gesundheitsdienstes ist not­
wendig und auch unter Einbeziehung organisatorischer Alternativen 
zu überdenken. Vordringlich ist, die gesundheitlichen Folgen von 
Umweltbelastungen im allgemeinen und am Arbeitsplatz zu beurtei­
len und Fachbehörden wie Bürgern Hinweise zur Vermeidung um­
weltbedingter Gesundheitsschäden zu geben. 

Das rheinland-pfälzische Psychiatrieprogramm hat zum Ziel , die psy­
chisch Kranken wie körperlich Kranke entsprechend den Fortschrit­
ten in der Medizin zu behandeln. Vor allem ist die psychiatrische Ver­
sorgung außerhalb der Krankenhäuser weiter zu verbessern. Trotz 
der angespannten Haushaltslage hat Rheinland-Pfalz die Initiative 
für den Ausbau der ambulanten Behandlung ergriffen. Laienhelfer 
können wesentlich dazu beitragen, daß der psychisch Kranke wieder 
seinen Platz in der Gesellschaft findet. 
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10. Sport für alle 
Das sportpolitische Ziel der CDU Rheinland-Pfalz heißt „Sport für al­
le". Kernstück und Motor der sportlichen Gemeinschaft sind die Ver­
eine. Sportorganisationen und öffentliche Hand haben gemeinsam 
beachtliche Erfolge für die Sporttreibenden in Rheinland Pfalz erzielt. 
Da jeder 3. Rheinland-Pfälzer Mitglied in einem der rd. 4.800 Turn­
und Sportvereine ist, bleibt der Verein auch weiterhin der wichtigste 
Partner der Sportförderung durch den Staat und die Gemeinden. 

Angesichts der angespannten Haushaltslage von Land und Kommu­
nen wird aber die Sportförderung ihren Schwerpunkt nicht im mate­
riellen Bereich allein haben können. Es müssen vielmehr alle ande­
ren Möglichkeiten, das Sportangebot zu verbessern, gezielt genutzt 
werden. Schwerpunkte der Sportförderung durch das Land werden 
sein: Ausbildung von Übungs- und Organisationsleitern für die Verei­
ne, Förderung der Vielfalt der Angebote im Bereich des Freizeit­
sports, Förderung der sportlichen Angebote der Vereine für Behin­
derte, Ausländer und ältere Mitbürger. 

Die CDU wird das Engagement der rd. 110.000 ehren- und neben­
amtlich Tätigen in den Vereinen erleichtern. Noch bestehende admi­
nistrative Erschwernisse werden beseitigt. 

Auch weiterhin sind der Bau und Ausbau von Sport-, Spiel- und Frei­
zeitanlagen notwendig. Vorhandene Anlagen sind je nach Bedarf, 
vor allem unter dem Gesichtspunkt der Energieeinsparung, und da­
mit zur Senkung der Folgekosten - wo notwendig - umzubauen und 
zu erneuern. Neue Sportanlagen müssen von den kommunalen Ge­
bietskörperschaften und den Turn- und Sportvereinen mit Augen­
maß geplant und in Größe und Ausstattung am Bedarf orientiert wer­
den. Vor allem ist eine freizeitgerechte Mehrzwecknutzung zu er­
möglichen. Soweit Gesichtspunkte des Natur- und Landschafts­
schutzes es zulassen, sind öffentliche Parks und Grünanlagen stär­
ker für Breiten- und Freizeitsportarten wie Trimmen, Laufen, Radfah­
ren, Reiten oder Spielen nutzbar zu machen. 

E. Den demokratischen Verfassungsstaat 
und den Rechtsstaat stärken 
Die freiheitliche Erneuerung des politischen Lebens und die Stabili­
sierung des Rechsstaates ist ohne einen ordnungspolitisch starken 
Staat und den Willen der Bürger zum persönlichen Einsatz und zur 
Loyalität gegenüber dem Staat nicht zu erreichen. 
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1. Selbstbeschränkung des Staates 
Eine die gesellschaftliche Dynamik sichernde Ordnungspolitik muß 
an die Stelle ständig wechselnder Interventionen treten . Staat und 
Politik müssen für den Bürger berechenbar sein. Die Selbstbegren­
zung des Staates und die Selbstbeschränkung der Politik werden zur 
vordringlichen Aufgabe. Die Neuorientierung der Politik am Leitbild 
des zur Selbständigkeit fähigen Menschen, dem ein höheres Maß an 
Eigenverantwortung und Eigenvorsorge zugemutet werden kann, ist 
nur auf einem langen und mühsamen Weg zu erreichen. 

2. Die Teilhabe aller Bürger an politischen Entschei­
dungen sichern 
Beteiligung und Teilhabe des einzelnen Bürgers am politischen Ent­
scheidungsprozeß ist in modernen Industriestaaten nur über reprä­
sentative Organe zu vollziehen , wenn die Handlungs- und Entschei­
dungsfähigkeit des Staates gesichert bleiben soll. Das repräsentati­
ve System darf allerdings nicht durch beherrschenden Einfluß orga­
nisierter Interessen verfälscht werden. Der Bürgerbezug der Politik 
muß erhalten bleiben. Deshalb ist es wichtig , daß gesellschaftliche 
Einflüsse offengelegt und in geordnetem Verfahren in die Willensbil­
dung eingehen können. 

Das Wahlrecht muß sowohl den Wählern weitgehend Einfluß auf die 
Bildung und Zusammensetzung politischer Organe ermöglichen als 
auch deren Funktionsfähigkeit stärken. Die Reform des kommunalen 
Wahlrechts in Rheinland-Pfalz entspricht repräsentativen Grundsät­
zen und verstärkt gleichzeitig den Einfluß des Bürgers auf die Aus­
wahl der Mandatsträger. 

Die CDU begrüßt über die Teilnahme an Wahlen hinausgehende Ak­
tivitäten des einzelnen oder einer Gruppe von Bürgern. Sie ergänzen 
dabei die Arbeit der demokratisch legitimierten Organe, ersetzen sie 
aber nicht. 

3. Stabilisierung des Rechtsstaates 
Der Grundsatz der Rechtsstaatlichkeit begründet und festigt die Ein­
heit des Staates und seiner Rechtsordnung , die er über Spannung 
und Interessengegensätze hinweg zusammenhält. Der Rechtsstaat 
ist es wert, daß wir ihn mit Leidenschaft verteidigen und weiter aus­
bauen. Aus diesem Grunde werden wir eine Politik mit dem Ziel be­
treiben, die Freiheit des einzelnen zu schützen, die Sicherheit der 
Bürger zu gewährleisten und die soziale Gerechtigkeit zu wahren . 
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Das Recht ist kein Instrument der Systemveränderung; vielmehr hat 
es die Aufgabe- getragen von breiter Zustimmung -, einen gerechten 
Ausgleich von Interessen und eine friedliche Beilegung von Konflik­
ten herbeizuführen. 

Rechtsvereinfachung und Rechtsbereinigung fortsetzen 

Die Überreglementierung und Überperfektionierung der Gesetze ge­
fährden den Rechtsstaat. Eine übergroße Zahl von Vorschriften, ver­
bunden mit häufigen Rechtsänderungen, schmälert die Geltungs­
kraft des Rechts. Deshalb ist Rechtsvereinfachung eine ständige 
Aufgabe. Ihr Ziel ist, dem Bürger verstärkt Freiräume eigenverant­
wortlichen Handelns zu geben und der Verwaltung mehr Spielraum 
für lebensnahe Entscheidungen zu schaffen. 

Bernhard Vogel hat durch seine persönliche Verpflichtung auf dieses 
Ziel im Jahre 1979 inzwischen nicht nur erreicht, daß die Verbesse­
rung des Verhältnisses zwischen Bürger und Staat von allen politi­
schen und gesellschaftlichen Kräften aufgenommen und unterstützt 
wird. Es ist in Rheinland-Pfalz auch einiges bewegt worden: 

- Die Verwaltung ist bürgerfreundlicher geworden. In 213 Rathäu­
sern und den Kreisverwaltungen gibt es inzwischen einen Bürger­
berater. Die Mitarbeiter der Verwaltungen mit viel Publikumsver­
kehr werden für den freundlichen Umgang mit den Bürgern eigens 
geschult. 

- Über 3.000 Vordrucke und 68 verschiedene Computer-Bescheide 
wurden bisher überprüft und, wo es notwendig war, beträchtlich 
vereinfacht. 

- Statistische Erhebungen beschränken sich nur auf das Notwendi­
ge. Was aus vorhandenen Quellen zu ermitteln ist, wird nicht mehr 
beim Bürger abgefragt. 

- Inzwischen sind die Verwaltungen der Städte, der Verbandsge­
meinden und verbandsfreien Gemeinden bei allen gängigen Auf­
gaben und Anliegen die Anlaufstelle für den Bürger. 

- Das Verzeichnis der rheinland-pfälzischen Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften ist bereits erschienen. Wichtig ist, daß alle Ver­
waltungsvorschriften künftig nach Ablauf von 5 Jahren automa­
tisch ihre Geltung verlieren, wenn ihre weitere Notwenigkeit nicht 
eigens nachgewiesen wird. 

- Über 3.000 Verwaltungsvorschriften sind in den letzten 2 Jahren 
aufgehoben worden. Nach Abschluß der Bereinigung im Jahre 
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1983 werden ca. 5.000 Verwaltungsvorschriften außer Kraft ge­
setzt sein. 

Ein Erfolg ist auch, daß in der 9. Wahlperiode bis Ende 1982 nur noch 
37 Gesetze verkündet wurden, gegenüber 79 bzw. 124 Gesetzen in 
den beiden vorhergehenden Wahlperioden. 

Diese Hinweise zeigen, in Rheinland-Pfalz wurde ernst gemacht mit 
der Verbesserung des Verhältnisses zwischen Bürger und Staat. 
Dies ermutigt zu weiteren Schritten. 

Die Rechtsvereinfachung darf nicht auf das Landesrecht beschränkt 
bleiben: Die Vereinfachung muß auch auf Bundes- und europäischer 
Ebene vorangebracht werden. 

Wirksamer Rechtsschutz 

Das Recht muß durchsetzbar sein. Die Qualität der Rechtspflege 
hängt sowohl von der Richtigkeit der Sachentscheidung wie von der 
Schnelligkeit ab. Eine lange Verfahrensdauer untergräbt das Ver­
trauen des Bürgers in die Rechtspflege. 

Trotz ständig steigender Verfahrenszahlen ist es den rheinland-pfäl­
zischen Gerichten und Staatsanwaltschaften in fast allen Bereichen 
gelungen, die durchschnittliche Verfahrensdauer zu verkürzen. Wir 
müssen die gerichtlichen Verfahren vereinfachen und beschleuni­
gen. Der Rechtsstaat darf nicht zum Rechtswegestaat verkümmern. 
Wir müssen ernsthaft darangehen, auch die Zahl der Rechtsmittelin­
stanzen zu überprüfen. Dies gilt insbesondere für das Recht der Ord­
nungswidrigkeiten, aber auch für verwaltungsgerichtliche Verfahren 
bei der Genehmigung von Großprojekten, wie z. B. dem Bau von 
Kraftwerken oder Straßen. Nur so können wir eine jahrelange Verzö­
gerung der Bauvorhaben verhindern. Der Schwebezustand einer 
Entscheidung darf nicht dazu führen, daß wirtschaftlich und technolo­
gisch notwendige Investitionen blockiert werden. Deshalb wollen wir 
bei derartigen Großverfahren den Rechtsweg auf zwei herausgeho­
bene Instanzen beschränken. 

Bürgernahe Justiz 

Der Bürger soll das Recht nicht als Bedrohung empfinden. Es müs­
sen daher konkrete Maßnahmen ergriffen werden, um den Bürgern 
die Rechtssprechung und die Justizverwaltung in ihren vielfältigen 
Dienstleistungsaufgaben näherzubringen. Dazu gehört vor allem 
aber die Information des Bürgers über das Recht. Die Kenntnisse 
des Bürgers von seiner Anwendung sind zu vertiefen . Die in Rhein­
land-Pfalz seit langem praktizierte Rechtshilfe hat sich bewährt. 
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4. Wirkungsvoller Schutz vor Gefahren 
Die Bürger müssen sich darauf verlassen können, daß der Staat ihr 
Leben, ihre Gesundheit, die Freiheit und das Eigentum wirksam 
schützt. 

Notwendig dafür ist die Vertiefung des Kontakts zwischen den Bür­
gern und der Pol izei durch ihre Präsenz vor Ort und die Fortentwick­
lung der derzeitigen Polizeiorganisation mit dem Ziel einer reibungs­
loseren Zusammenarbeit der kommunalen und staatlichen Gebiets­
körperschaften . Mehr als 350 Polizisten sind in Bezirken als Fußstrei­
fe eingesetzt. 
Mit dem neuen Brand- und Katastrophenschutzgesetz hat das Land 
den Städten, Gemeinden und Kreisen das rechtliche Instrumenta­
rium zur Abwehr von Gefahren in die Hand gegeben. Es muß sicher­
gestellt werden, daß die Kommunen auch künftig das notwendige 
Gerät, vor allem Fahrzeuge und Ausstattung sowie die gebotenen fi ­
nanziellen Mittel erhalten, um ihre Aufgaben wirksam erfüllen zu kön­
nen. 

Für einen wirksamen Katastrophenschutz ist es wichtig, geeignete 
Vorsorgepläne zu entwickeln und die Bevölkerung über das Verhal­
ten im Katastrophenfall immer wieder neu zu informieren. 

5. Konsolidierung der Staatsfinanzen 
Eine der wichtigsten Aufgaben der neuen Bundesregierung und des 
Finanzministers Stoltenberg wird es sein, das Tempo der Verschul­
dung des Bundes und der öffentlichen Hand, die in den letzten Jah­
ren explodierte, zu stoppen und Schritt um Schritt zurückzuführen. 
Um dieses schlimme Erbe zu bewältigen, sind sehr große Anstren­
gungen erforderlich. 
Auch in Rheinland-Pfalz muß in den nächsten Jahren das Wachstum 
der Ausgaben deutlich unter dem der Einnahmen liegen, d. h. die 
Kreditaufnahme ist zurückzuführen. 
Den Haushalt zu konsolidieren und gleichzeitig die Abgaben für den 
Bürger nicht weiter steigen zu lassen oder gar zu vermindern, erfor­
dert den konsequenten Abbau staatlicher Aufgaben. Dieser Weg ist 
gangbar; er ist sogar geboten überall dort, wo die Expansion der 
Staatstätigkeit mehr und mehr in die Bevormundung ausartet, wo der 
Markt und die private Initiative zu besseren Ergebnissen führen als 
die Staatstätigkeit. 

Privatisierung 

Die CDU tritt dafür ein , bei der Frage, ob eine Aufgabe durch den 
Staat oder Private wahrgenommen wird, die Beweislast umzudre-
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hen: Nicht mehr die private Wirtschaft soll nachweisen, daß sie bei 
gleicher Qualität und Quantität preiswerter ist, sondern umgekehrt, 
jede öffentliche Verwaltung, die Arbeiten selbst durchführen will, muß 
nachweisen, preiswerter und besser zu sein. Bei der Übertragung 
von bisher durch den Staat durchgeführten Maßnahmen auf Private 
müssen die sozialen Folgen für die Betroffenen berücksichtigt wer­
den. 

6. Stärkung des Bürgersinns und der Ehrenamtlich­
keit 
Die ehrenamtlich Tätigen leisten einen wichtigen Beitrag zu „weniger 
Staat" . Ehrenamtliche Tätigkeit ist auch ein Weg zu einer mensch­
licheren Gesellschaft. 

Ziel der CDU ist es daher, die Möglichkeiten ehrenamtlicher Tätigkeit 
zu stärken und Bürgersinn zu wecken. Ziel ist es, der gewachsenen 
Bereitschaft der Bürger, wieder verstärkt auf ihre Nachbarn zuzuge­
hen, mit ihnen gemeinsam Aufgaben zu übernehmen und zu erfül­
len, seitens des Staates Freiräume zu garantieren. Vor allem in der 
jungen Generation ist man mehr denn je bereit, sich für andere und 
die Gemeinschaft zu engagieren. 

Deshalb wird die Landesregierung 

- noch bestehene bürokratische oder auch rechtliche Hemmnisse 
beseitigen, 

- die Information der ehrenamtlich tätigen Bürger, insbesondere im 
Sinne von Beratung und Unterstützung bei Gestaltungsfragen, 
verstärken, 

- nachahmenswerte Beispiele herausstellen und 

- neue Betätigungsfelder aufzeigen. 

Der rheinland-pfälzische Landesorden ist eine Möglichkeit, heraus­
ragendes Engagement anzuerkennen. 

7. Selbstverwaltung stärken 
Selbstverwaltung in Gemeinden, Städten und Kreisen ist eine we­
sentliche Garantie für die Freiheit der Bürger. Selbstverwaltung ge­
währleistet dem einzelnen unmittelbare Teilnahme an der Gestal­
tung seiner Lebenschancen und seiner persönlichen Umwelt. 

Die in Rheinland-Pfalz als erstem Bundesland mit Erfolg verwirklich­
te Verwaltungsreform hat zu leistungsfähigen kommunalen Gebiets-
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körperschaften geführt, auf die Aufgaben zur Entscheidung in eige­
ner Verantwortung übertragen werden konnten. Die CDU in Rhein­
land-Pfalz hat gegen den Widerstand anderer die Ortsgemeinden er­
halten, um so eine breite ehrenamtliche Mitwirkung von Bürgern auf 
örtlicher Ebene sicherzustellen . Mit dem neuen Finanzausgleichsge­
setz garantiert Rheinland-Pfalz allen kommunalen Gebietskörper­
schaften eine eigene Finanzausstattung. Der Finanzausgleich wies 
zwischen 1970 und 1981 in Rheinland-Pfalz gegenüber anderen 
Bundesländern die stärkste Zuwachsrate auf. 

Auch in den Jahren geringerer Steuereinnahmen wird sich die CDU 
dafür einsetzen, daß die gerechte Aufteilung der Finanzmittel zwi­
schen Land und Gemeinden erhalten bleibt. Dabei bleibt eine aufga­
bengerechte Finanzausstattung der Gemeinden, Städte und Land­
kreise insgesamt sowie untereinander das langfristige Ziel. 

Die zur Ergänzung der eigenen kommunalen Einnahmen bestimm­
ten Zuweisungen des Landes werden nur insoweit zweckgebunden 
gewährt werden , als dies zur Schaffung der erforderlichen gleichwer­
tigen infrastrukturellen Grundausstattung unabweisbar ist. Im übri­
gen gebührt der eigenen Finanzverantwortung der kommunalen Par­
lamente und der freien Verfügbarkeit der Mittel der Vorrang. 

Wir wollen die kommunale Selbstverantwortung auch weiterhin stär­
ken, weil wir auf das Verantwortungsbewußtsein, den praktischen 
Menschenverstand und den Gemeinschaftssinn der Bürger vertrau­
en. Die CDU wird deshalb staatliche Mitwirkung im kommunalen Be­
reich - wo möglich - abbauen und ein partnerschaftliches Verhältnis 
zwischen Land, Gemeinden und Kreisen herstellen. Staatliche Pla­
nungen sind auf die Abstimmung der erforderlichen Rahmenbedin­
gungen zu beschränken. Bei allen überörtlichen Entscheidungen 
sind die gewachsenen Strukturen zu respektieren. Dies gilt auch im 
Verhältnis der Landes- und Regionalplanung zur Selbständigkeit der 
Gemeinden in der Bauleitplanung. 

8. Pflichten gegenüber der Gemeinschaft einfordern 
Der Staat kann nicht darauf verzichten, die Erfüllung von Aufgaben 
und Leistungen zu fordern. Dies ist ein unverzichtbarer Beitrag zur 
Erhaltung der solidarischen Gemeinschaft. Es geht nicht nur um die 
Beachtung von Recht und Gesetz, sondern auch um die Einsicht, 
daß die Gemeinschaft nicht auf persönliche Opfer und finanzielle Lei­
stungen verzichten kann. Steuerhinterziehung ist kein Kavaliersde­
likt, sondern ein Verhalten, das die Gemeinschaft schädigt. 
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9. Die Demokratie festigen 
Aus Respekt vor dem Bürger macht die CDU Rheinland-Pfalz keine 
Versprechungen, die sie nicht halten kann. Sie vertraut darauf, daß 
die Bürger die Unterstützung einer Partei nicht von Wahlgeschen­
ken, sondern von ihren persönlichen Überzeugungen abhängig ma­
chen . 

Die CDU kämpft um Unterstützung für den schweren Weg aus der 
gegenwärtigen Krise. Unser Ziel ist ein neuer Anfang durch Rück­
kehr zur Gemeinsamkeit. Die Herausforderung heißt, 

aktive Friedenssicherung, 

- Wiederbelebung der Wirtschaft, 

- Erhaltung des sozialen Friedens, 

- Festigung der Demokratie durch Rückbesinnung auf ihre morali: 
chen Grundlagen. 

Die CDU Rheinland-Pfalz nimmt diese Herausforderung an. 

Mit Helmut Kohl für Deutschland. 

Mit Bernhard Vogel für Rheinland-Pfalz . . 
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